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1. Ziele der Leistung 

Diese Fachanweisung regelt das allgemeine Verfahren bei der Bewilligung von Leistungen für 
ein Kraftfahrzeug (Kfz) in der Eingliederungshilfe. Hierbei handelt es sich um eine Leistung zur 
sozialen Teilhabe. Dabei ist die Fachanweisung zu § 90 SGB IX „Allgemeine Ziele, Grundsätze 
und Regelungen der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen“ zu beachten. 

Grundsätzliches Ziel aller Leistungen der Eingliederungshilfe ist nach § 1 SGB IX, die Selbst-
bestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen bzw. von durch Behinderungen 
bedrohter Menschen am Leben in der Gesellschaft zu fördern, Benachteiligungen zu vermei-
den oder ihnen entgegenzuwirken. 

Hat ein Mensch mit Behinderungen besondere Mobilitätseinschränkungen, kann die Nutzung 
des in Hamburg sehr gut ausgebauten ÖPNV nicht möglich oder unzumutbar sein. Sollten 
andere Mobilitätsleistungen dann nicht ausreichen, kommt ein Kfz in Betracht, um dennoch 
die soziale Teilhabe zu ermöglichen und einer drohenden Isolation entgegenzuwirken. Aller-
dings kommt es insbesondere darauf an, dass die Mobilitätseinschränkungen 
behinderungsbedingt sind. Infrastrukturelle Nachteile in Form eines schwach ausgebauten 
ÖPNV (beispielsweise in ländlichen Regionen) sind dabei unbeachtlich. Es ist nicht Aufgabe 
der Eingliederungshilfe, diese Strukturnachteile auszugleichen, die alle Bewohnerinnen und 
Bewohner der gleichen Region unabhängig von möglichen Behinderungen betreffen. Da die 
Eingliederungshilfe seit dem 01.01.2020 nicht mehr Teil der Sozialhilfe ist, stehen Betroffenen 
wesentlich höhere Einkommens- und Vermögensfreigrenzen zu. Im Fall von infrastrukturell 
bedingten Mobilitätseinschränkungen ist daher auf die Selbsthilfe zu verweisen. Diese Fach-
anweisung orientiert sich an der Kfz-Empfehlung der BAGüS, Stand: Mai 2019. 

Für Angebote außerhalb Hamburgs, die von Leistungsberechtigten in der Zuständigkeit Ham-
burgs wahrgenommen werden, ist diese Fachanweisung entsprechend anzuwenden. 

2. Voraussetzungen 

Leistungen der Eingliederungshilfe werden gemäß § 108 SGB IX auf Antrag bewilligt und frü-
hestens ab dem Ersten des Antragsmonats erbracht, wenn zu diesem Zeitpunkt die 
Voraussetzungen bereits erfüllt wurden. Der Antrag ist beim Fachamt Eingliederungshilfe des 
Bezirksamts Wandsbek zu stellen. Für Folgebewilligungen von Leistungen, für die ein Ge-
samtplanverfahren durchgeführt wurde, ist gemäß § 108 Abs. 2 SGB IX kein erneuter Antrag 
erforderlich. 

2.1 Zuständigkeit der Trägerin der Eingliederungshilfe 

Bei Antragseingang ist innerhalb von zwei Wochen die Zuständigkeit der Trägerin der Einglie-
derungshilfe zu prüfen. Dabei ist insbesondere auf die örtliche Zuständigkeit und mögliche 
Ansprüche gegenüber vorrangigen Kostenträgern zu achten. Ist die Trägerin der Eingliede-
rungshilfe nicht zuständig, ist der Antrag gemäß § 14 SGB IX unverzüglich an den zuständigen 
Rehabilitationsträger weiterzuleiten. Die Weiterleitung ist unter ausdrücklichem Bezug auf die 
Vorschrift des § 14 SGB IX zu begründen. Nach Ablauf der Frist ist auch bei Unzuständigkeit 
über den Antrag zu entscheiden. Eine spätere Kostenerstattung von dem tatsächlich zustän-
digen Rehabilitationsträger ist dann gemäß § 16 Abs. 4 SGB IX ausgeschlossen. 

Mögliche vorrangige Kostenträger können sein: 
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• gesetzliche Krankenversicherungen 
• Bundesagentur für Arbeit 
• Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
• Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
• Träger der Kriegsopferfürsorge / Kriegsopferversorgung 
• Integrations-/Inklusionsämter 
• Ersatzpflichtige Schädiger oder deren Haftpflichtversicherungen 
• Regress- oder Erstattungsansprüche gegenüber Dritten 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

2.2 Anspruchsberechtigter Personenkreis 

Anspruchsberechtigt sind Menschen mit Behinderungen, die zum Personenkreis des 
§ 99 SGB IX gehören. Kfz-Leistungen können bewillig werden, wenn im Rahmen des Gesamt-
planverfahrens ein besonderer Mobilitätsbedarf zur sozialen Teilhabe der 
anspruchsberechtigten Person festgestellt wird, 

• weil ihr nach Art und Schwere der Behinderung nicht zuzumuten ist, notwendige Wege 
zu Fuß oder auf andere Weise (z.B. E-Rolli, Scooter o.ä.) zurückzulegen 

oder 

• weil ihr die Nutzung des ÖPNV nicht zugemutet werden kann (infrastrukturelle Nach-
teile sind unbeachtlich, siehe Punkt 1 dieser Fachanweisung) 

oder 

• weil ihr nicht zugemutet werden kann, den Weg zur Haltestelle zu Fuß oder auf andere 
Weise zurückzulegen. 

Die Beurteilung der Zumutbarkeit ist im Einzelfall zu prüfen. Eine Unzumutbarkeit ist nicht be-
reits dann anzunehmen, wenn der Verweis auf andere Möglichkeiten einen Mehraufwand wie 
längere Fahrzeiten, zusätzliche Kosten oder andere Unannehmlichkeiten für die betroffene 
Person bedeutet bzw. der betroffenen Person die Nutzung einer anderen Fortbewegungsmög-
lichkeit lästig ist. 

Weiterhin müssen die folgenden Bedingungen vorliegen: 

1. Nach § 83 Abs. 2 S. 2 SGB IX darf es nicht möglich sein, die erforderlichen Fahrten mit 
einer anderen Beförderungsmöglichkeit (z.B. Taxifahrten oder Beförderungsdienste) 
zu erledigen, weil dies entweder nicht zumutbar oder wirtschaftlich nicht sinnvoll wäre. 
Erforderlich sind solche Fahrten, die nachvollziehbar die Erfüllung sozialer Teilhabe-
bedürfnisse ermöglichen und zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
unentbehrlich sind. Dazu gehören beispielsweise Fahrten zum Gottesdienst, im Rah-
men der Ausübung eines Ehrenamtes, zur Teilnahme an kulturellen und öffentlichen 
Veranstaltungen oder der Besuch von Vereinen bei aktiver Mitgliedschaft. 
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Nicht dazu zählen Fahrten zur Arbeitsstätte (Teilhabe am Arbeitsleben), zum Einkauf 
oder zur Wahrnehmung medizinischer Behandlungen. Ausnahmen sind hier im Einzel-
fall möglich, sofern die Fahrten daneben noch eine besondere Teilhabe ermöglichen, 
die ansonsten nicht möglich wäre. 
 

2. Anspruchsberechtigte müssen gemäß § 83 Abs. 2 S. 2 SGB IX entweder selbst in der 
Lage sein, ein Kfz zu führen oder es muss sichergestellt sein, dass ein Dritter das 
Fahrzeug zuverlässig für sie führt. Von der Fähigkeit zur Führung des Kfz ist auszuge-
hen, sofern keine gegenteiligen Anhaltspunkte erkennbar sind. Die Notwendigkeit 
zusätzlicher Ausstattung und das Vorliegen einer Fahrerlaubnis sind dabei unbeacht-
lich, da beides Teil der Kfz-Leistungen sein kann (siehe dazu Punkt 4). Im Zweifelsfall 
ist eine ärztliche Begutachtung zu veranlassen. 
 

3. Anspruchsberechtigte müssen nach § 114 Nr. 1 SGB IX ständig auf die Nutzung des 
Kfz angewiesen sein. Davon ist auszugehen, wenn mindestens zwei bis drei erforder-
liche Fahrten pro Woche zu bewältigen sind. Eine Unterschreitung dieser 
Mindestgrenze kommt in der Besonderheit des Einzelfalles nur in Betracht, wenn eine 
rein quantitative Beurteilung des Bedarfs grob unbillig erscheint. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

2.3 Einkommen und Vermögen 

Die Bewilligung der Leistungen ist einkommens- und vermögensabhängig. Grundlage für die 
Prüfung sind die Regelungen des neunten Kapitels im zweiten Teil SGB IX. Zwar verweist § 
83 Abs. 3 S. 2 SGB IX für die Bemessung der Leistung auf die Verordnung über Kraftfahr-
zeughilfe zur beruflichen Rehabilitation (KfzHV), § 114 Nr. 2 schließt jedoch die Anwendung 
von § 6 und § 8 KfzHV ausdrücklich aus. Damit kommt es zu keiner Kürzung des Leistungs-
umfanges aufgrund des Einkommens der leistungsberechtigten Person, die sich nicht aus dem 
oben genannten Kapitel im SGB IX ergibt. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

3. Gesamtplan 

Gemäß § 121 SGB IX ist die Trägerin der Eingliederungshilfe zur Erstellung eines Gesamt-
plans verpflichtet. Im Gesamtplan sind das Wunsch- und Wahlrecht der Leistungsberechtigten 
sowie die Regelungen zur Angemessenheit und Mehrkosten zu berücksichtigen.  

Ebenfalls zu berücksichtigen ist, dass Leistungen der Eingliederungshilfe immer auf mindes-
tens ein konkretes Ziel gerichtet sind. Die Aussicht auf Zielerreichung muss zum Zeitpunkt der 
Gewährung konkret bestehen. 

Die im Gesamtplan ermittelten Ziele, die im Bewilligungszeitraum erreicht werden sollen, sind 
Grundlage des Bewilligungsbescheids. Die Zielerreichung im Einzelfall ist anlässlich der Fort-
schreibung der Gesamtplanung zu prüfen. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

4. Art und Umfang der Leistungen 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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Die Leistungen werden in angemessenem Umfang in der Regel als Geldleistung erbracht. Die 
Angemessenheit orientiert sich dabei gemäß §§ 83 Abs. 3 S. 2, 114 SGB IX an der KfzHV, 
sind jedoch im Rahmen der Einzelfallprüfung zu beurteilen. 

4.1 Leistungen zur Beschaffung eines Kfz (§ 83 Abs. 3 Nr. 1 SGB IX) 

Die Leistungen umfassen die notwendigen Kosten für die Beschaffung eines neuwertigen oder 
geeigneten gebrauchten Kfz bis zu einem Gesamtpreis von 22.000,00 EUR und werden als 
Geldleistung erbracht. Kosten für behinderungsbedingt notwendige Zusatzeinrichtungen sind 
hierbei nicht zu berücksichtigen. Zusätzliche Kosten für die erstmalige Inbetriebnahme (z.B. 
fehlende Winterbereifung, Zulassungsgebühren) durch die leistungsberechtigte Person kön-
nen ergänzend bewilligt werden. 

Eine Ausnahme von der Neuwertgrenze ist nach § 5 Abs. 2 KfzHV in besonders begründeten 
Fällen möglich, wenn die Art und Schwere der Behinderung ein Kfz mit höherem Kaufpreis 
zwingend erforderlich macht. Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn die leistungsbe-
rechtigte Person 

• auf die Benutzung eines Kfz mit mehr Innenraum, Kofferraum oder größeren Türen 
angewiesen ist 

oder 

• besondere Bedienungseinrichtungen und Zusatzgeräte benötigt, die nur in teureren Kfz 
angeboten werden bzw. darin eingebaut werden können. 

Entfallen die Leistungsvoraussetzungen zu einem späteren Zeitpunkt, erfolgt keine Erstattung 
bewilligter Geldleistungen. 

Eine erneute Leistungsgewährung für die Beschaffung eines Kfz soll in der Regel nicht vor 
Ablauf von fünf Jahren erfolgen. Der Zustand und die Fahrleistung des Kfz können eine län-
gere Nutzungsdauer rechtfertigen. Eine kürzere Nutzungsdauer ist bei Gebrauchtwagen 
möglich oder wenn das Kfz unbrauchbar geworden oder abhandengekommen ist. Als un-
brauchbar ist ein Kfz auch dann anzusehen, wenn eine Wiederherstellung unwirtschaftlich ist. 
Bei erneuter Leistungsgewährung ist der Erlös aus dem Verkauf bzw. der Verwertung des 
Altfahrzeuges beim Leistungsumfang zu berücksichtigen. 

Werden sowohl Leistungen zur Beschaffung eines Kfz als auch für die Erlangung der Fahrer-
laubnis beantragt, erfolgt Bewilligung der Leistungen zur Beschaffung erst nach Bestehen der 
Fahrprüfung. 

4.2 Leistungen für erforderliche Zusatzausstattung (§ 83 Abs. 3 Nr. 2 
SGB IX) 

Die Kosten für eine erforderliche Zusatzausstattung des Kfz, um eine Nutzung durch die leis-
tungsberechtigte Person zu ermöglichen, sind im tatsächlichen Umfang zu übernehmen. 
Hinweise zur Erforderlichkeit können der Fahrerlaubnis, Bescheinigungen der zuständigen Zu-
lassungsbehörde oder des TÜV bzw. vergleichbarer Institutionen entnommen werden. 
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4.3 Leistungen zur Erlangung der Fahrerlaubnis (§ 83 Abs. 3 Nr. 3 SGB 
IX) 

Diese Leistungen umfassen die notwendigen Kosten 

• der individuell erforderlichen Fahrstunden, 
• einer Überprüfung der Fahrtauglichkeit und Feststellung der mit der Fahrerlaubnis zu 

verbindenden Auflagen durch die zuständige Zulassungsbehörde, den TÜV bzw. ver-
gleichbare Institutionen, 

• für behinderungsbedingte Untersuchungen, Ergänzungsprüfungen und Eintragungen 
in einen vorhandenen Führerschein. 

Für die Anzahl der erforderlichen Fahrstunden gibt es neben den Pflichtfahrten keine Vorga-
ben, Richt- oder Höchstgrenzen. Es sind die tatsächlich anfallenden Kosten zu übernehmen. 
Die Zahlung erfolgt in der Regel nach Vorlage der Rechnung. 

In Ausnahmefällen kann die Leistung auch für eine andere Person erbracht werden, wenn 
wegen Art und Schwere der Behinderung die leistungsberechtigte Person selbst nicht in der 
Lage ist, die Fahrerlaubnis zu erwerben. Diese andere Person erklärt sich in diesem Fall bereit, 
die erforderlichen Fahrten regelmäßig durchzuführen. Die Leistung kommt in der Regel nur in 
Betracht, wenn die andere Person in einem nahen persönlichen Verhältnis zur leistungsbe-
rechtigten Person steht. 

Die Leistung kommt grundsätzlich nicht in Betracht, wenn die Fahrten von der anderen Person 
gegen Entgelt vorgenommen werden sollen. 

Werden sowohl Leistungen zur Beschaffung eines Kfz als auch für die Erlangung der Fahrer-
laubnis beantragt, erfolgt Bewilligung der Leistungen zur Beschaffung erst nach Bestehen der 
Fahrprüfung. 

4.4 Leistungen zur Instandhaltung (§ 83 Abs. 3 Nr. 4 SGB IX) 

Diese Leistungen umfassen die notwendigen Kosten für die Instandhaltung und Reparatur des 
Kfz sowie der notwendigen Zusatzausstattung, soweit die Durchführung der Arbeiten nicht un-
wirtschaftlich im Vergleich zu einer Neuversorgung ist. 

4.5 Leistungen für Betriebskosten (§ 83 Abs. 3 Nr. 5 SGB IX) 

Diese Leistungen umfassen die notwendigen Kosten für den laufenden Betrieb des Kfz sowie 
der Zusatzausstattung. Dabei ist auf den wirtschaftlichen Einsatz des Kfz zu achten. Als Richt-
wert für die durchschnittlichen monatlichen Kosten können die geltenden Sätze der 
Kriegsopferfürsorge zugrunde gelegt werden (vgl. Rundschreiben des BMAS 31.05.2001 VI a 
1-62707-1; derzeit 50,00 EUR/mtl.). Eine generelle Pauschalierung ist jedoch unzulässig. Der 
Bedarf ist im Rahmen des Einzelfalles zu prüfen. 

Daneben umfassen die Leistungen auch die Kosten für die 

• Beiträge zur Kfz-Haftpflichtversicherung, soweit diese nicht bereits nach § 82 Abs. 2 
Nr. 3 SGB XII bei der Berechnung existenzsichernder Leistungen nach dem SGB XII 
berücksichtigt wurden, 
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• Beiträge zur Kaskoversicherung bei gleichzeitiger Abtretung von Ansprüchen im Scha-
densfall, 

• Kfz-Steuer, sofern keine Befreiungs- oder Ermäßigungstatbestände erfüllt werden 

4.6 Leistungen für Minderjährige (§ 83 Abs. 4 SGB IX) 

Minderjährige leistungsberechtigte Personen haben lediglich Anspruch auf Leistungen nach 
den Punkten 4.1 (Beschaffung eines Kfz) und 4.2 (erforderliche Zusatzausstattung) dieser 
Fachanweisung. Die Leistungen nach Punkt 4.1 sind auf die behinderungsbedingten Mehrkos-
ten bei der Anschaffung eines Kfz begrenzt. Ein Anspruch auf Leistungen nach 4.3 besteht 
nicht. Leistungen nach 4.4 und 4.5 sind auf die behinderungsbedingte Zusatzausstattung be-
grenzt. 

5. Persönliches Budget 

Leistungen nach dieser Fachanweisung können gemäß § 29 SGB IX auf Antrag des Leis-
tungsberechtigten auch in Form eines Persönlichen Budgets erbracht werden. 

Zu Einzelheiten und Verfahren siehe Fachanweisung zu § 90 SGB IX. 

6. Befürwortungs- und Bewilligungszeitraum 

Wenn laufende Leistungen erbracht werden, ist der Erstbefürwortungszeitraum auf bis zu ein 
Jahr zu begrenzen. Sofern es der Verlauf des Einzelfalles rechtfertigt, kann bei Folgebefür-
wortungen ein Zeitraum von bis zu zwei Jahren vorgesehen werden. Befürwortungen ohne 
Befristung sind unzulässig. 

Wenn laufende Leistungen erbracht werden, ist die Leistungsbewilligung für einen Monat vor-
zunehmen. Liegen die Voraussetzungen für eine Bewilligung danach weiterhin vor, werden die 
Leistungen so lange ohne neuen Leistungsbescheid erbracht, bis es zu Veränderungen bei 
den Voraussetzungen kommt oder der Befürwortungszeitraum endet.  

7. Berichtswesen, Controlling 

Die für das Controlling benötigten Daten werden dem Datawarehouse entnommen. 

8. Inkrafttreten 

Diese Fachanweisung tritt am 20.01.2021in Kraft. Sie ersetzt die bisherige Fachanweisung zu 
Kraftfahrzeughilfen. 

http://www.hamburg.de/basfi/fa-sgbxii-kap06-53/
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